
2. Änderung (fett kursiv = neu) 
Bebauungsplan Nr. 8.3 Halle-Büschdorf, 

Franz-Maye-Straße Stand: November 1998 


III. Sachdarste llung und Begründung (§ 9 (8) BauGB) Geänderte Fassung 

1.Anlaß der Planung 

Die Stadtvero rdnetenversam mlung der Stadt Halle (Saale) hat in ihrer 

Sitz ung am 16.06.1993 die Verwa ltung beauftragt, für das Gebiet zwi­

schen der Delitzscher Stra lse, der Ortslage Büsc hdorf, dem Hufei sensee 

und dem Hochweg und der a lten Ortslage vier Bebauungspläne zu erarbeiten 

und ins Verfahren zu bringen. 


Der vorliegende Bebauungsplan umfaß t den Planbereic h 8.3 mit e iner 

Fläche von ca. 9,1 ha. Nach den Standortbed ingungen eignet sich dieses 

Gebiet sehr gut für de n Wohnungsbau, da es im Anschluß an das vorhandene 

Wohngebiet Büschdorf liegt und außerdem in der Nähe des Erholungsgebietes 

"Hufeisensee". 

Mit der Erric htung von Wohnungen in diesem Gebiet w ird der Befriedigung 

des vordringlichen Wohnungsbedarfs gefolgt. 


Die unmitte lbar angrenzenden Plangebie te 8 .1 , 8.2 und 8.4 bilden mit 

dem vorliegende n Bebauungsplan eine städtebaulic he Ein heit. Sie um­

fassen auch die für den Bedarf des Gebie tes e rforde rlic hen Einrich­

tungen wie Läden, Freizeit- und Erholungsflächen sowie e inen begrenz­

ten Bereich mit Arbe itsplätzen. 


2. Bestehende Rechtsverhältni sse 

Der räumliche Ge ltungsbere icfi des Bebauungsplanes ist in dem Vorent­

wurf zum Flächennutzungsplan e ntha lte n, der durch "frühzeitige Bürger­

betei ligung gern. § 3 (1) BauGB" der Öffentlic hkeit im Mai 1994 be­

kanntgemacht worden ist. Seine Darste llungen stimmen mit den Fest­

setzungen des Bebauungsplanes a ls Wohnbaufläc he n, Flächen für den Ge­

meinbedarf und a ls G rünfl ächen übe re in. Letztere erfülle n e ine wesentliche 

Aufgabe als regionaler Grünz ug in Verbindung mit dem südlich 

anschließenden Geb ie t des Hufe isensees. 


Für d ie ostwärts anschließende Wohnbe bauung liegt e in Bebauungsplan 

nicht vor. 


3. Plangebiet 

Der räuml iche Geltungsbereich umfaßt den südostwärtigen Teilbereich 

des gesamten Neubaugebietes Halle-Büschdorf und wird ausschließlich 




von Osten über die Günter-Mayer-Str. und Franz-Maye-Str. erschlossen. 

Deutliche topographische Differenzierungen sind nicht vorhanden, den­

noch werden die geringen Höhenunterschiede durch die Festsetzung des 

öffentl ichen Grünzuges aufgenommen. An diesen schließt die Fläche für die 

zentra le Begegnungsstätte an. Diese rückt damit an einen Standort, wo 

sie auch von den benachbarten Teilbereichen aus gut erreicht werden kann. 


Im Vergleich zum Aufstel lungsbeschluß w ird der Geltungsbereich durch 

Ausgliederung der Flurstücke 228/6 und 229/54 (Franz-Maye-Straße) ver~ 


ändert, da in Bezug auf den B-Plan 8.3 keine Inanspruchnahme für die Über­

planung vorgesehen ist. 

Ebenfalls soll im Gegensatz zum Aufstellungsbeschuß die Günter-Mayer-Straße 

mit in den B-Plan 8.3 statt 8.2 enthalten sein, da das Gebiet 8.3 über diese Straße 

erschlossen w ird. 


Die Bebauung ordnet sich einem rechtwinkligen Gestaltungsprinzip mit einer 

aufgelockerten durchlässigen Gebäudeanordnung mit Einzelbaukörpern 

unter. Lediglich an der Südspitze des Geltungsbereiches bildet eine 

halbrunde Baugruppe den Absch lul~ gegen die freie Landschaft. 


4. Planinhalt 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Alle Wohnbauflächen werden als "Allgemeines Wohngebiet gern. § 4 

BauNVO" festgesetzt. Um Störungen möglichst auszuschließen, sind 

die in § 4 Abs. 3 ßauNVO genannten Betriebe nur als Ausnahmezuge­

lassen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden nicht zugelassen: 

Dadurch ist die Zulässigkeit im Rahmen des§ 15 Abs. 1 BauNVO je­

weils ausdrücklich zu prüfen . 


Im wesentlichen ist eine mehrgeschossige Bebauung in offener Bauweise 

mit Miet- bzw. Eigentumswohnungen vorgesehen. 

Lediglich nördlich der Franr-Maye-Straße ist für eine Teilfläche von 

ca. 1,5 ha und nördlich der Begegnungsstätte für die Fläche von ca, 1,3 ha 

im WA1 die Bebauung auf 1-2-geschossigen Doppelhäuser und Haus­

gruppen eingeschränkt. 


Die "Fläche für den Gemeinbedarf gern. § 1 Abs. 1 Nr. 5 BauGB" 

dient als zentrale Begegnungsstätte des gesamten Baugebietes. 


4.2 Maß der baulichen Nutzung 

In der Stadt ist derzeit ungenügend Wohnbauland vorhanden, 
deshalb ist eine wirtschaftliche Baulandnutzung erforderlich. Zur Zeit 
ist in der Stadt ein Wohnungsdefizit. 
Die Grundflächenzahl wird deshalb im gesamten Geltungsbereich mit dem 
Höchstwert= 0,4 gern.§ 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Obwohl die 
Grundfläche der ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen 
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diesen We rt nicht erreic ht, w ird dieser Höc hstwert bezogen auf die 

e inzelnen Teilflächen innerha lb des Geltungsbere ic hes, be nötigt. 

Be i Berücksichtigung der gern. § 19 Abs. 4 ~auNVO mitzu­

rechnende n Fläche n für Zugänge und abgesenkte Stellplätze sowie 

für Tiefgaragen kann e ine Übe rschre itung des zulässigen Wertes eintreten. 

Die erforderlichen Ausgle ic hsmaß nahme n sind in den Festsetzungen 

zur Grüngestaltung enthalte n. 


Der sic h aus de r Be rechnung a lle r Baukörper ergebende Wert liegt 
jedoch unte r dem gern. § 1 7 Abs. 1 BauNVO bestimmten Höchstwert = 1,2, 
bezogen w iede r auf die e inzelne n Teilflächen innerhalb des Geltungsbe­
re iches. Zur Festsetzung der baulic hen Hö hene ntwicklung wurde bewußt 
nicht die Angabe der Geschoßflächenzahl gewählt. Dies hätte be i den unter­
schiedlichen Grundstücksgrößen im Plangebiet dazu führe n könne n, daß 
Mass ierungen von Bauvolume n an städtebaulic h nic ht erwünschte n Ste llen hätten 
vorgenomme n werden können. Dieser unerwünschte Effekt wird durch die genaue 
Festsetzungen in einer Randzeichnung für die Zahl der Vollgeschosse 
bzw. die Höhe der baulichen Anlagen unte r Verz ic ht auf die Angabe der 
Geschoßflächenzahl verhindert. 

Die Zahl de r Vollgeschosse und die Höhe der baulic hen Anlagen ist 

in den Teilflächen unter Berücksic htigung de r anschließenden 

Nutzungen festgesetzt worden. Im südlichen Randbereich und südlich 

entla ng des öffe ntlichen Grünzuges sind 4 Vollgeschosse vorgesehen. 

Sonst sind zu den angrenzende n Nachba rbaugebieten ledig lich 3 Geschosse 

festgesetzt. 

Die Hausgruppen-Bebauung erhält - w ie erwähnt - nur 2 Vollgeschosse. 


5. Verke hr 

De r gesamte Geltungsbere ic h ist ausschließlic h über die Günte r­

Maye r-Straße und die Franz-Maye-Straße a n das öffentliche 

Straßennetz angeschlossen. Zwische n diese n w ird über die Plan ­

straße "Q" eine Verbindung gl:?schaffen, an we lc he die Stic hstraßen 

"R" und "T" anschließen. 


Vo n di esem Straßensyste m aus werde n a lle Gebäude, z. T. übe r pri­
vate Flächen, erschlossen. Sofern e in unmitte lbare r Anschluß nicht 

gegeben ist, wird die Erschließung übe r "mit Geh-, Fahr- und Lei­

tungsrechten zu belaste nde Flächen gern. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB" 

gesiche rt. Diese sind insbesonde re im Falle eine r möglichen Auf­
te ilung in Einzele igentum notwe ndig. Aufgrund de r Me hrbelastung um 

ca. 50% durch den Verkehr aus der Günter-Mayer-Straße und der Franz­

Maye-Straße auf die Käthe-Kollwitz-Straße und da außerdem die derzeitige 

Situation be reits angespannt ist, erscheint ein mitte lfristiger Ausbau des 

Knote ns als geboten. 

Der e inz ige Grundstückseigentüme r in diesem Planbereich mit einem Teil­

gebiet aus dem Bebauungsplan 8.2c hat sich bereits vertraglich verpflichtet, 

die entste henden Ausbaukosten in de m Umfang mit z u tragen~ wie es dem 
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durch seine Bauvorhaben bedingten M ehraufkommen an Verkehr entspricht. 

Da die geforderten Stellplätze gemäß Bauordnung nicht alle ebenerdig 

geschaffen werden können, um nicht einen großen Versiegelungsgrad des 

gesamten Gebietes zu erhalten, werden eine umfangreiche Zahl an Tiefgaragen 

geschaffen mit einer Erdüberdeckung von 0,6 m zur Begrünung (bei Baum­

pflanzungen 1,20 m). Die Ausfahrten dieser Tiefgaragen werden so angeordnet, 

daß Belästigungen benachbarter Wohngebäude möglichst vermieden werden. 

Alternativ zu den Tiefgaragen können in Teilbereichen auch offene, gegenüber 

dem Straßenniveau abgesenkte Stellplätze ausgeführt werden. 


Im Zuge der Günter-Mayer-Straße soll eine verkehrsberuhigte Straße 

den Geltungsbereich am Rande berühren. Diese wird als M ultifläche gestaltet, 

d.h. sie erhält keine we itere Unterteilung für Fußgänger und Kraftfahrzeuge. 

Sie schafft somit die Verbindung zu den westlichen Teilbereichen, wie 

auch nach Halle und zum Teilort Büschdorf. 


6. Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung mit Wasser, Gas, elektri scher Energie und den 

Nachrichtenmedien erfolgt im Zuge des Straßenbaues oder der 

Herstellung der privaten Erschließungsfl ächen. 


Ein Abwasserhauptsammler NW 2800 durchquert den räumlichen 

Geltungsbereich und nimmt die im Mischsystem erfaßten häuslichen 

Abwässer und Oberflächenwässer der Verkehrsfl ächen auf. 


7. Grünplanung und ökolog isch w irksame Maßnahmen 

Der öffentliche Grünzug, der das gesamte Planungsgebiet Nr. 8 
in einer durchschnittlichen Breite von 45 m von Nord nach Süd durchquert, 
bildet mit Anteilen öffentlichen G rüns von 60 bis 16 m Korridorbreite den 
Westrand des räumlichen Geltungsbereiches. Nach Südwesten öffnet er 
sich gegen den Hufeisensee:Während von Norden her eine Neupfl anzung 
als öffentliche Parkanlage vorgesehen ist, soll der südliche Teil die vor­
handene Vegetation behalten, und damit den Übergang zur offenen Land ­
schaft um den Hufeisensee herstellen. Einzelheiten der Gestaltung dieses 
Grünzuges sind in der Ausführungsplanung auf der Grundlage der Aussagen 
des Grünordnungsplanes festzulegen. 
D ie im Vorentwurf des Grünordnungsplanes vorgeschlagenen Versickerungsmulden 
und Regenrückhaltebecken werden nicht ausgeführt. 
Nach Aussage des Staatlichen Amtes für Umweltschutz und des Umweltamtes 
der Stadtveiwaltung ist w eder eine Einleitung von Regenwasser in den Hufeisensee 
noch eine Versickerung in das Erdreich möglich (Gewässergüte Hufeisensee und keine 
weitere Erhöhung des W asserspiegels- Versickerung in Geschiebemergelschichten 
nicht möglich). 
Im Ergebnis ist der Grünordnungsplan umgearbeitet worden. 
"D ie Funktionen für das B-Plangebiet bestehen in der trennenden und zugleich 
zusammenfügenden Wirkung des "Stadtteilparks". Seitlich abgehende Alleen, 
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angelagerte Grünräume und in die Wohnbebauung hineinreichende Ausläufer 
lassen ein in seinem zentralen Bereich autofreies Grünsystem entstehen, das alle 
w ichtigen Rad- und Fußwegeverbindungen, zwei in ihrer Ausstattung und ihrer 
Zuordnung zu Altersgruppen unterschiedliche Kinderspielplätze, Ruhebereiche und 
andere soziale Freiraumfunktionen aufnimmt. Generell muß dabei der gesamte 
Grünzug bespielbar und nutzbar sein. Einzelne, zusätz liche im Raum ange­
ordnete Spielpunkte (auch für Erwachsene) sollen das Konzept unterstützen und 
die Nutzung des Stadtteilparkes für Aktivitäten der ganzen Familie fördern. 
Stadtklimatisch stellt der Grünzug eine w ichtige Ventilationsbahn dar, die die 
kühle Frischluft des Ausgleichraumes "Naherholungsgebiet Hufeisensee" in den 
W irkungsraum des B-Plangebietes und an der Delitzscher Straße befördert." 

Die besonderen kleinklimatischen und erholungswirksamen Folgen 
dieser Grüngestaltung bedingen eine sorgfältige Weiterbearbeitung 
im Ausführungsprojekt. 

Der öffentl iche Grünzug bildet einen wertvo llen Ansatzpunkt für 
die Durchgrünung des gesamten Geltungsbereiches. Nach den Forde­
rungen des Grünordnungsplanes ist eine intensive Durchgrünung 
sowohl mit Hochstammbäumen w ie auch mit Sträuchern und Hecken 
gefordert. Hieraus kann eine intensive ökologische Vernetzung aller 
Lebensräume entstehen. 

Die ebenerdigen PKW - Stell- und Parkplätze werden durch 
großkronige Bäume überstellt, so daß auch für diese Flächen 
die Negativwirkungen weitgehend gemindert werden. 

Gegen die im Osten des Geltungsbereiches angrenzenden Bebauungs­
flächen werden in Form von mindestens 3-reihigen Schutzpflanzun­
gen zusätzlich wertvolle Bio topzonen geschaffen. Eine ähnliche 
Schutzpflanzung w ird die Fläche für den Gemeinbedarf - Begegnungs­
stätte - tei lweise umschließen. 

Im Ganzen gesehen wird durch die umfangreichen ßegrünungsmaßnahmen 
rechneri sch eine Kompensa.tion des Eingri ffes in Folge der Besiedelung des 
früheren Ackerl andes und der zuletzt brachliegenden Flächen erz ielt. 
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